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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zum Schutze 
der Jugend in der Öffentlichkeit 

A. Zielsetzung 

Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit 
stammt in seinem wesentlichen Normenbestand aus dem Jahr 
1957. Dies macht es notwendig, nicht mehr zeitgemäße Verbots-
tatbestände den heutigen Gegebenheiten anzupassen. Neu 
oder stärker in Erscheinung getretenen Gefährdungen Min-
derjähriger in der Öffentlichkeit muß entgegengewirkt wer-
den. Die Anpassung des Gesetzes an die heutigen Verhältnisse 
einschließlich des Wegfalls unzeitgemäß gewordener Verbote 
soll gleichzeitig dazu beitragen, daß die Vorschriften wieder in 
vollem Umfang beachtet und von den zuständigen Behörden 
durchgeführt werden. 

B. Lösung 

Ein Schwerpunkt der Novellierung ist die Bekämpfung des Al-
koholmißbrauchs durch Minderjährige. Der nach bisherigem 
Recht zulässige Automatenvertrieb von Bier und Wein soll in 
der Öffentlichkeit verboten werden. Die Aufstellung von Video-
Unterhaltungsspielgeräten mit kriegsverherrlichenden und 
gewaltorientierten Darstellungen in der Öffentlichkeit an Kin-
dern und Jugendlichen zugänglichen Orten soll verboten wer-
den, die öffentliche Aufstellung sonstiger Video-Unterhal-
tungsspielgeräte nur noch innerhalb gewerblich genutzter 
Räume zulässig sein. Die Vorschriften über die Anwesenheit 
Minderjähriger in Gaststätten und bei öffentlichen Tanz- und 
Filmveranstaltungen werden den heutigen Bedürfnissen ange-
paßt. Wegfallen soll das Anwesenheitsverbot bei Varieté, Kaba-
rett- und Revueveranstaltungen. Der Bußgeldrahmen für Ord-
nungswidrigkeiten von Veranstaltern, Gewerbetreibenden 
oder sonstigen Erwachsenen soll erhöht werden. 
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C. Alternativen 

keine 

D: Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (32) — 241 01 — Ju 28/82 Bonn, den 21. September 1982 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 514. Sitzung am 16. Juli 1982 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersicht-
lich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffent-
lichkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 2161-3, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 76 des Ge-
setzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469), wird wie 
folgt geändert: 

1. Der Bezeichnung des Gesetzes wird folgende 
Kurzbezeichnung und Abkürzung angefügt 
„(Jugendschutzgesetz — JSchG)". 

2. §§ 1 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

„§ 1 

(1) Kinder und Jugendliche, die sich an Orten 
aufhalten, an denen ihnen eine unmittelbare 
Gefahr für ihr körperliches, geistiges oder seeli-
sches Wohl droht, sind durch die zuständigen 
Behörden oder Stellen zum Verlassen des Ortes 
anzuhalten, wenn die Gefahr nicht unverzüglich 
beseitigt werden kann. Wenn nötig, sind sie dem 
Erziehungsberechtigten zuzuführen, oder, wenn 
dieser nicht erreichbar ist, in die Obhut des Ju-
gendamtes zu bringen. 

(2) Soweit nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes Altersgrenzen zu beachten sind, haben 
Kinder und Jugendliche ihr Lebensalter auf 
Verlangen in geeigneter Weise nachzuweisen. 
Veranstalter und Gewerbetreibende haben das 
Recht und die Pflicht, sich in Zweifelsfällen 
über das Lebensalter Gewißheit zu verschaf-
fen. 

(3) Kind im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
noch nicht vierzehn, Jugendlicher, wer vierzehn, 
aber noch nicht achtzehn Jahre alt ist. 

(4) Erziehungsberechtigter im Sinne dieses 
Gesetzes ist der Personensorgeberechtigte und 
jede andere Person, soweit diese auf Grund ei-
ner Vereinbarung mit dem Personensorgebe-
rechtigten Aufgaben der Erziehung wahr-
nimmt. Den Erziehungsberechtigten stehen 
Personen über achtzehn Jahre gleich, die das 
Kind oder den Jugendlichen im Rahmen der 
Ausbildung oder mit Zustimmung des Perso-
nensorgeberechtigten, insbesondere im Rah-
men der Jugendarbeit, betreuen. 

§2 

(1) Der Aufenthalt in Gaststätten ohne Beglei-
tung eines Erziehungsberechtigten darf  

1. Kindern nur bis 22 Uhr, 
2. Jugendlichen unter sechzehn Jahren nur bis 

24 Uhr 
gestattet werden. Dies gilt nicht für Beherber-
gungsbetriebe. 

(2) Der Aufenthalt darf unbhängig von den 
Beschränkungen des Absatzes 1 gestattet wer-
den, wenn Kinder oder Jugendliche an einer 
Veranstaltung eines nichtgewerblichen Trägers 
teilnehmen, die der Förderung der Jugend dient, 
oder wenn sie sich auf Reisen befinden. 

(3) Der Aufenthalt in Gaststätten, die als 
Nachtbar, Nachtklub oder vergleichbarer Ver-
gnügungsbetrieb geführt werden, darf Kindern 
und Jugendlichen nicht gestattet werden. 

§3 

(1) In Gaststätten, Verkaufsstellen oder sonst 
in der Öffentlichkeit dürfen 
1. Branntwein, branntweinhaltige Getränke 

oder Lebensmittel, die Branntwein in nicht 
nur geringfügiger Menge enthalten, an Kin-
der und Jugendliche weder abgegeben noch 
ihnen der Verzehr gestattet werden, 

2. andere alkoholische Getränke an Kinder 
und Jugendliche unter sechzehn Jahren 
nicht abgegeben werden. 

(2) Es ist unzulässig, in der Öffentlichkeit al-
koholische Getränke durch Automaten feilzu-
halten. 

§4 

(1) Die Anwesenheit bei öffentlichen Tanzver-
anstaltungen ohne Begleitung eines Erzie-
hungsberechtigten darf Kindern nicht und Ju-
gendlichen unter sechzehn Jahren nur bis 24 
Uhr gestattet werden. 

(2) Abweichend von Absatz 1 darf Kindern die 
Anwesenheit bis 22 Uhr gestattet werden, wenn 
die Tanzveranstaltung der Förderung der kultu-
rellen Jugendarbeit, der künstlerischen Betäti-
gung oder der Brauchtumspflege dient." 

3. § 5 wird aufgehoben. 

4. In § 6 erhalten die Absätze 1 bis 4 folgende Fas-
sung: 

,(1) Kindern und Jugendlichen darf die Anwe-
senheit bei öffentlichen Filmveranstaltungen 
nur gestattet werden, wenn die Filme zur Vor-
führung vor ihnen freigegeben sind. Für Kinder 
unter sechs Jahren gilt dies nur, wenn ein Erzie-
hungsberechtigter sie begleitet. 

(2) Filme, die geeignet sind, das körperliche, 
geistige oder seelische Wohl von Kindern und 
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Jugendlichen zu beeinträchtigen, dürfen nicht 
zur Vorführung vor ihnen freigegeben werden. 

(3) Zur Vorführung vor Kindern und Jugendli-
chen geeignete Filme sind entsprechend ihrem 
Inhalt zu kennzeichnen mit 
1. „Freigegeben für Kinder und Jugendliche", 
2. „Freigegeben ab zwölf Jahren", 
3. „Freigegeben ab sechzehn Jahren". 
Alle übrigen Filme gelten als „Nicht freigegeben 
unter achtzehn Jahren". 

(4) Im Rahmen der Absätze 1 und 3 darf die 
Anwesenheit bei öffentlichen Filmveranstaltun-
gen ohne Begleitung eines Erziehungsberech-
tigten nur gestattet werden 
1. Kindern, wenn die Vorführung bis 22 Uhr, 
2. Jugendlichen unter sechzehn Jahren, wenn 

die Vorführung bis 24 Uhr 
beendet ist.' 

5. § 7 erhält folgende Fassung: 

„§ 7 

(1) Die Anwesenheit in öffentlichen Spielhal-
len oder ähnlichen, vorwiegend dem Spielbe-
trieb dienenden Räumen, darf Kindern und Ju-
gendlichen nicht gestattet werden. 

(2) Kindern und Jugendlichen darf nicht ge-
stattet werden, in der Öffentlichkeit an Spielen 
mit Gewinnmöglichkeit teilzunehmen. 

(3) Kindern und Jugendlichen darf die Teil-
nahme an Spielen mit Gewinnmöglichkeit auf 
Volksfesten, Schützenfesten oder ähnlichen 
Veranstaltungen, Jahrmärkten oder Spezial-
märkten gestattet werden, wenn der Gewinn in 
Waren von geringem Wert besteht. 

(4) Es ist unzulässig, gewerbsmäßig elektroni-
sche Unterhaltungsspielgeräte ohne Gewinn-
möglichkeit auf Kindern und Jugendlichen zu-
gänglichen öffentlichen Verkehrsflächen oder 
außerhalb von gewerblich oder in sonstiger 
Weise beruflich oder geschäftsmäßig genutzten 
Räumen, insbesondere in deren Zugängen, Vor-
räumen oder Fluren aufzustellen. Dies gilt nicht 
für die Aufstellung auf Volksfesten, Schützenfe-
sten oder ähnlichen Veranstaltungen, Jahr-
märkten oder Spezialmärkten. 

(5) Es ist unzulässig, in der Öffentlichkeit an 
Kindern und Jugendlichen zugänglichen Orten 
Unterhaltungsspielgeräte aufzustellen, mit de-
nen Gewalttätigkeiten gegen Menschen darge-
stellt werden oder die eine Verherrlichung oder 
Verharmlosung des Krieges zum Gegenstand 
haben."  

6. § 8 erhält folgende Fassung: 

„§ 8 

Geht von einer öffentlichen Veranstaltung 
oder einem Gewerbebetrieb eine Gefährdung 
im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 aus, die durch An-
wendung der §§ 2 bis 4, 6 und 7 nicht ausge-
schlossen oder wesentlich gemindert werden 
kann, so kann die zuständige Behörde anord-

nen, daß der Veranstalter oder Gewerbetrei-
bende Minderjährigen die Anwesenheit nicht 
gestatten darf. Die Anordnung kann Alters-
oder Zeitbegrenzungen enthalten, wenn da-
durch die Gefährdung ausgeschlossen oder we-
sentlich gemindert wird." 

7. § 10 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Zur Bekanntmachung der Alterseinstufung 
von Filmen dürfen sie nur die Kennzeichnun-
gen des § 6 Abs. 3 verwenden; dies gilt auch für 
Hinweise bei der Ankündigung von Filmen und 
bei der Filmwerbung." 

8. § 12 wird aufgehoben. 

9. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte „in den §§ 2 
bis 9 enthaltenen Vorschriften" durch die 
Worte „in den §§ 2 bis 4, 6, 7 und 9 enthalte-
nen Vorschriften oder einer nach § 8 erlasse-
nen vollziehbaren Anordnung" ersetzt. 

b) In Nummer 2 werden die Worte „gegen die 
§§ 2 bis 9" durch die Worte „gegen die §§ 2 bis 
4, 6, 7 und 9 oder eine nach § 8 erlassene voll-
ziehbare Anordnung" ersetzt. 

10. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „in den 
§§ 2 bis 10 enthaltenen Vorschriften" durch 
die Worte „in den §§ 2 bis 4, 6, 7, 9 und 10 ent-
haltenen Vorschriften oder einer nach § 8 er-
lassenen vollziehbaren Anordnung" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „einund-
zwanzig" durch das Wort „achtzehn" und 
werden die Worte „durch die §§ 1 bis 9" durch 
die Worte „durch die §§ 1 bis 4, 6, 7 und 9 oder 
eine nach § 8 erlassene vollziehbare Anord-
nung" ersetzt. 

c) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Geldbu-
ße" die Worte „bis zu zehntausend Deutsche 
Mark" eingefügt. 

Artikel 2 

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Januar 1978 (BGBl. I S. 97), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 15. De-
zember 1981 (BGBl. I S. 1390), wird wie folgt geän-
dert: 

In § 33 g werden nach den Worten „dem Bundesmini-
ster des Innern" die Worte „und dem Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit" einge-
fügt. 

Artikel 3 

Die Erste Verordnung zur Bezeichnung von Ver-
anstaltungen gemäß § 8 Abs. 1 des Gesetzes zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 
2161-3-1, veröffentlichten bereinigten Fassung wird 
aufgehoben. 
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Artikel 4 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge-
sundheit kann den Wortlaut des Jugendschutzgeset-
zes in der vom 1. Juli 1983 an geltenden Fassung im 
Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt, soweit im folgenden nichts an-
deres bestimmt ist, am 1. Juli 1983 in Kraft. Artikel 1 
Nr. 2, soweit er den § 3 Abs. 2 des Jugendschutzgeset-
zes neu faßt, und Nummer 5, soweit er den § 7 Abs. 4 
des Jugendschutzgesetzes neu faßt, tritt am 1. Juli 
1984 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffent-
lichkeit (JÖSchG) vom 4. Dezember 1951 (BGBl. I 
S. 936) löste die Reichspolizeiverordnung zum 
Schutze der Jugend vom 10. Juni 1943 (RGBl. S. 349) 
ab. Während letztere sich mit ihren Strafbestim-
mungen in erster Linie gegen die Jugendlichen 
wandte, machte das JÖSchG bereits in seiner dama-
ligen Fassung die Veranstalter und Gewerbetreiben-
den sowie — abgestuft — die Erziehungsberechtig-
ten und sonstige Erwachsene zu unmittelbaren 
Adressaten seiner straf- und bußgeldbewehrten 
Normen. Gegenüber den Minderjährigen selbst, zu 
deren Schutz die Normen geschaffen wurden, gibt es 
seitdem nur erzieherische Einwirkungsmöglichkei-
ten. Die erste Novelle aus dem Jahr 1957 hat im Be-
reich der Einzelvorschriften der §§ 3 bis 8 technische 
Verbesserungen und eine inhaltliche Fortschrei-
bung gebracht. 

Bis auf einige Neuerungen im Bereich der Straf- und 
Bußgeldnormen ist dieser Gesetzesstand seither un-
verändert geblieben. Er stimmt heute in verschiede-
nen Teilbereichen nicht mehr mit dem Rechtsbe-
wußtsein der Bevölkerung überein und ist dement-
sprechend nicht mehr praxisgerecht. Vor allem aus 
diesem Grund ist die Bereitschaft, die Normen des 
Gesetzes zu beachten, geringer geworden, und zwar 
auch in den Bereichen, in denen das Gesetz noch 
zeitgemäß ist. 

Das Gesetz zum Schutze der Jugend in der Öffent-
lichkeit will nach seiner Grundkonzeption verhin-
dern, daß Minderjährige bestimmten typischen mi-
lieubedingten Gefährdungssituationen ausgesetzt 
sind. Zu diesem Zweck beschränkt oder verbietet es 
den Aufenthalt Minderjähriger in bestimmten Be-
trieben und bei bestimmten Veranstaltungen sowie 
die Abgabe von Alkohol an Minderjährige. Das Ge-
setz schirmt damit das Erziehungsumfeld gegen ei-
nige außerhalb der Privatsphäre liegende, für die Er-
ziehung ungünstige Einflußfaktoren ab. Für die Ent-
wicklung des jungen Menschen zur eigenverant-
wortlichen Persönlichkeit und für seine Integration 
in die Gesellschaft steht die erzieherische Einwir-
kung in der Familie, in der Schule und in der Ju-
gendhilfe im Vordergrund. Dabei etwa entstehende 
Defizite kann der Jugendschutz in der Öffentlichkeit 
nur innerhalb des Einwirkungsbereichs seiner Nor-
men auffangen. In gleicher Weise ist sein mög-
licher Beitrag zur Kriminalitätsprophylaxe einge-
schränkt. 

Bei einem von der Grundkonzeption her breiten An-
wendungsbereich des Gesetzes ist die Wirksamkeit 
seiner Tatbestände notwendigerweise um so proble-
matischer, je mehr die Minderjährige gefährdenden 
Situationen eher individueller Art als abstrakt typi-
sierbar sind. Beispielsweise kann von einer be-
stimmten Gaststätte, die als Kontaktstelle, Um

-

schlagplatz oder in sonstiger Weise in den Drogen-
handel einbezogen ist, eine erhebliche Gefährdung 
für Minderjährige ausgehen; dieser Gefährdung 
kann aber nur durch gezielte Maßnahmen gegen 
diese Gaststätte und nicht durch ein allgemeines 
Verbot jedes Gaststättenbesuchs sinnvoll entgegen-
gewirkt werden. Die nicht zu verkennende Zunahme 
einer bestimmten Art von Gefährdungssituationen, 
die etwa durch die Stichworte „Jugendkriminalität", 
„Drogengebrauch", „Jugendprostitution", „Selbst-
morde Jugendlicher", „Gewaltanwendung unter Ju-
gendlichen" und durch andere Formen abweichen-
den Verhaltens gekennzeichnet sind, sind in erster 
Linie mit jugend- und sozialpolitischen Initiativen, 
mit Jugendförderung, mit gezielten Erziehungshil-
fen und mit Mitteln der allgemeinen Kriminalitäts-
prophylaxe anzugehen; sie sind schon mangels Lo-
kalisierbarkeit in bestimmten Arten von Gewerbe-
betrieben, Veranstaltungen oder sonstigen Orten in 
der Öffentlichkeit mit Mitteln des gesetzlichen Ju-
gendschutzes nur sehr begrenzt zu bekämpfen. 
Würde der Gesetzgeber somit solche Gefährdungssi-
tuationen zum Anlaß nehmen, Umfang und Reich-
weite der Verbote und Beschränkungen des gesetzli-
chen Jugendschutzes wesentlich auszuweiten, so 
würde dies zu einer immer stärkeren gesetzlichen 
Regelung der täglichen Lebenssituationen führen, 
ohne einen in der Praxis genügend wirksamen Bei-
trag zur Bekämpfung der Gefährdungssituationen 
leisten zu können. Gerade auch Jugendliche sind 
— nicht immer zu Unrecht — der Auffassung, be-
reits jetzt in verschiedenen Bereichen verzichtbarer 
Reglementierung unterworfen zu sein. Eine Ausdeh-
nung des gesetzlichen Jugendschutzes kann daher 
in der Regel ein gezieltes Vorgehen, z. B. der Polizei 
oder der Jugendbehörden, gegen bestimmte indivi-
duelle Gefährdungen nicht ersetzen. Ebensowenig 
kann der gesetzliche Jugendschutz an die Stelle so-
zialpädagogischer Hilfen treten; wenn diese Hilfen 
— etwa aus gesamtwirtschaftlichen Gründen — 
nicht geleistet werden können, kann der gesetzliche 
Jugendschutz auch bei gegenwartsnaher Gestaltung 
seiner notwendigerweise abstrakten Normen einen 
Ersatz dafür nicht bieten. 

Die Wirksamkeit des Jugendschutzes als Teilbe-
reich der Erziehung setzt eine sozialethische Orien-
tierung voraus, die in unserer heutigen Gesellschaft 
nur im Zusammenwirken von Eltern sowie im staat-
lichen und außerstaatlichen Bereich von Schule, Ju-
gendhilfe, Kirchen, Berufsorganisationen, Parteien, 
Wissenschaft und anderen gefunden werden kann. 
Eine so verstandene Einbindung des Jugend-
schutzes sollte die Bereitschaft der Eltern, Erzieher, 
Jugendverbände und andere Träger der Jugendhilfe, 
der Veranstalter und Gewerbetreibenden fördern, 
durch mehr jugendgeeignete Angebote dazu beizu-
tragen, Kinder und Jugendliche vor Gefahren zu 
schützen. Hauptziel des gesetzlichen Jugend-
schutzes in der Öffentlichkeit bleibt dabei eine Absi- 
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cherung des Erziehungsumfeldes gegen bestimmte 
typisierte gefährdende Umwelteinflüsse. 

Die Bundesregierung hält es aus diesen Gründen für 
sachgerecht, eine auf unbedingt reformbedürftige 
Tatbestände beschränkte Novellierung des Gesetzes 
vorzuschlagen. Dabei war die Herabsetzung des 
Volljährigkeitsalters auf 18 Jahre zu berücksichti-
gen, der der Jugendschutz in der Öffentlichkeit 
durch altersentsprechend gestaltete Freiräume 
Rechnung zu tragen hat. Aus der vorrangigen El-
ternverantwortung für die Erziehung der Kinder 
muß sich nach Auffassung der Bundesregierung er-
geben, daß Verbote und Einschränkungen des Ju-
gendschutzes in der Öffentlichkeit in der Regel nicht 
für Minderjährige gelten sollten, die in Begleitung 
ihrer Erziehungsberechtigten sind. 

Die Vorschriften gegen den Alkoholkonsum Minder-
jähriger werden verschärft. An Minderjährige unter 
16 Jahren soll Alkohol auch dann nicht mehr abge-
geben werden dürfen, wenn dieser — angeblich — 
für Erwachsene bestimmt ist. Für die Abgabe von Al-
kohol soll ein Automatenvertriebsverbot normiert 
werden. Das wird im Hinblick auf die starke Gefähr-
dung Jugendlicher durch Alkoholmißbrauch für not-
wendig gehalten. Diese Regelungen bilden einen 
Schwerpunkt dieser Novellierung. Zu betonen bleibt, 
daß eine wirksame Bekämpfung des Jugendalkoho-
lismus nur möglich ist, wenn zugleich die Ursachen 
des Alkoholkonsums in den Lebenssituationen der 
Jugendlichen angegangen werden. 

Die Normen über die Anwesenheit Minderjähriger 
in Gaststätten, bei öffentlichen Tanz- und Filmver-
anstaltungen und Spielhallen sollen den heutigen 
Bedürfnissen angepaßt werden. Alters- und Zeit-
grenzen für die Anwesenheit in Gewerbebetrieben 
oder auf Veranstaltungen sollen möglichst einheit-
lich festgelegt werden. Die Zeitgrenzen für die ein-
zelnen Altersstufen sind Höchstgrenzen, wie dies 
bei generalisierenden Verbotsnortten zwangsläufig 
der Fall ist; im Einzelfall strengere Zeitgrenzen zu 
bestimmen, kann nicht Sache des Gesetzgebers, son-
dern nur der Eltern und der anderen Erziehungsbe-
rechtigten sein. Aus diesem Grund wird auch darauf 
verzichtet, für jüngere Minderjährige engere Zeit-
grenzen vorzuschlagen. Sie würden zudem nicht al-
len denkbaren Einzelfällen gerecht werden und die 
Zeitgrenzenregelung insgesamt zu kompliziert ge-
stalten. Die im Entwurf vorgeschlagene Regelung 
bedeutet im Bereich des § 2 (Aufenthalt in Gaststät-
ten) eine Verschärfung, da das geltende Recht dort 
keine Zeitgrenzen kennt. Im Bereich des § 6 (Anwe-
senheit in öffentlichen Filmveranstaltungen) bedeu-
tet die nur für unbegleitete Minderjährige geltende 
Zeitgrenzenregelung des Entwurfs für Sechs- bis un-
ter Zwölfjährige und Vierzehn- bis unter Achtzehn

-

jährige eine Lockerung, während für Zwölf- bis un-
ter Vierzehnjährige keine Änderung eintritt. 

Jugendliche sollen öffentliche Tanzveranstaltungen 
nach einer Regelung mit einer abgestuften Zeit-
grenze auch dann besuchen dürfen, wenn sie nicht 
von Erziehungsberechtigten begleitet werden, wäh-
rend es für Kinder in diesen Fällen bei dem Verbot 
bleibt. Kindern unter sechs Jahren soll der Besuch 
für sie geeigneter Filmveranstaltungen bei Beglei

-

tung durch einen Erziehungsberechtigten ermög-
licht werden. 

Die allgemein als überholt angesehenen Verbote der 
Anwesenheit von Kindern und Jugendlichen bei Va-
rieté-, Kabarett- und Revueveranstaltungen sollen 
aufgehoben werden. 

Die neuere Entwicklung gibt Anlaß, die öffentliche 
Aufstellung von elektronischen Video-Unterhal-
tungsspielgeräten einzuschränken, die inzwischen 
an verschiedenen allgemeinzugänglichen Orten 
auch außerhalb von Gewerbebetrieben aufgestellt 
werden, um einer Ausnutzung der Spielleidenschaft 
bei Kindern und Jugendlichen Grenzen zu setzen. 
Die öffentliche Aufstellung soll dort eingeschränkt 
werden, wo Minderjährige unkontrolliert Zugang 
haben. Unterhaltungsspielgeräte, mit denen Gewalt-
tätigkeiten gegen Menschen dargestellt werden 
oder die den Krieg verherrlichen oder verharmlosen, 
sollen Minderjährigen nicht zugänglich sein. 

§ 8 des Entwurfs soll die Möglichkeit schaffen, die 
Anwesenheit Minderjähriger in Gewerbebetrieben 
oder bei Veranstaltungen im Einzelfall einzuschrän-
ken oder zu unterbinden, wenn von dort eine kon-
krete, auf den Einzelfall bezogene Gefahr ausgeht. 
Diese Möglichkeit macht zugleich die Ermächti-
gungsnorm in § 8 des geltenden Gesetzes entbehr-
lich. 

Die Neuregelung soll zugleich den Vollzug des Ge-
setzes erleichtern. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß die hierfür zuständigen Behörden die Ge-
setzesänderung zum Anlaß nehmen, dem gesetzli-
chen Jugendschutz erhöhte Aufmerksamkeit zuzu-
wenden. 

B. Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Um das Zitieren des Gesetzes zu erleichtern, wird 
seiner Bezeichnung eine Kurzbezeichnung und eine 
Abkürzung angefügt. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§§ 1 bis 4 JSchG) 

Zu § 1 JSchG 

Absatz 1 

§ 1 Abs. 1 und 2 des geltenden Rechts werden durch 
eine gestraffte Neufassung des § 1 Abs. 1 ersetzt. Es 
wird für entbehrlich angesehen, die zuständigen Be-
hörden oder Stellen gesetzlich zu einer Meldung an 
das Jugendamt zu verpflichten. Eine Mitteilung ent-
faltet nur in Verbindung mit hieran anknüpfenden 
Hilfen erzieherische Wirkung und sollte deswegen 
auf die Fälle beschränkt werden, in denen eine sol- 
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che Hilfe des Jugendamtes sachgerecht und auch fi-
nanziell und personell realisierbar erscheint. Eine 
solche Zusammenarbeit mit dem Jugendamt bedarf 
keiner bundesgesetzlichen Grundlage. Ein gesetz-
lich formalisiertes Meldeverfahren auch in Fällen, 
in denen sich Hilfen des Jugendamtes nicht an-
schließen, böte überdies die Gefahr einer Diskrimi-
nierung der betroffenen Kinder und Jugendlichen. 

„Sittliche Gefahr" bzw. „Verwahrlosung" im Sinne 
von § 1 des geltenden Gesetzes wurde verstanden als 
wesentliche Beeinträchtigung des in § 1 JWG ge-
kennzeichneten Erziehungsziels bzw. als ein dem 
Erziehungsziel des § 1 JWG entgegengesetzter Ent-
wicklungsprozeß (vgl. Potrykus, Kommentar zum 
JSchG, Anm. 6 und 7 zu § 1). Um die Wechselbezie-
hung von Jugendhilfe und Jugendschutz sowie die 
Verbindung beider Bereiche zum Kindschaftsrecht 
des BGB zu verdeutlichen, wird Absatz 1 in Anleh-
nung an die Formulierung des § 1666 BGB in der 
Fassung des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts 
der elterlichen Sorge vom 18. Juli 1979 (BGBl. I S. 
1061) neu gefaßt. 

Absatz 2 

Das Gesetz richtet sich mit seinen Gebots- und Ver-
botsnormen in erster Linie, wie aus § 13 und § 14 er-
sichtlich ist, an Veranstalter und Gewerbetreibende 
und mit den aus § 14 Abs. 1 Nr. 2 ersichtlichen Ein-
schränkungen an Personen über 21, nach dem Ent-
wurf über 18 Jahren. Im Interesse der praktischen 
Anwendbarkeit des Gesetzes sollten Minderjährige 
verpflichtet werden, sich, soweit allgemein oder zu 
bestimmten Tageszeiten Altersgrenzen zu beachten 
sind, in Zweifelsfällen in geeigneter Form auszuwei-
sen. Dabei geht es nicht um eine allgemeine Aus-
weispflicht. Soweit die Betroffenen auf die an eine 
bestimmte Altersgrenze gebundene Betätigung ver-
zichten, besteht weder ein Anlaß noch nach Absatz 2 
eine Verpflichtung zum Nachweis des Lebensalters. 
Die Nachweispflicht soll vielmehr den in §§ 13 und 14 
genannten Personen möglich machen, die ihnen 
nach diesem Gesetz obliegenden Verpflichtungen zu 
erfüllen, indem sie berechtigt und verpflichtet wer-
den, sich das Lebensalter im Zweifelsfall nachwei-
sen zu lassen. Sie soll zugleich die Grundlage dafür 
schaffen, gegen Verstöße ernsthafter als bisher an-
zugehen. 

Absätze 3 und 4 

Absatz 3 entspricht wörtlich, Absatz 4 weitgehend 
inhaltlich dem geltenden Recht. In Absatz 4 Satz 1 
wird verdeutlicht, daß derjenige Erziehungsberech-
tigte, der nicht selbst Personensorgeberechtigter ist, 
seine Rechtsstellung von diesem ableitet. Ähnlich 
wie bereits im geltenden Recht wird der Begriff des 
Erziehungsberechtigten in Satz 2 den praktischen 
Bedürfnissen entsprechend erweitert. Die Herabset-
zung des Mindestalters für Erziehungsberechtigten 
nach Absatz 4 Satz 2 gleichstehende Personen auf 
achtzehn Jahre erscheint angemessen, da junge 
Volljährige dieses Alters vielfach Aufgaben vor al-
lem im Rahmen der Jugendarbeit wahrnehmen, von 
dem Vorhandensein einer Vertrauensbasis mit den 
Personensorgeberechtigten in diesen Fällen ausge-
gangen werden kann und durch Neuformulierung 

des Tatbestandes Gesetzesumgehungen für die Zu-
kunft ausgeschlossen werden. 

Zu § 2 JSchG 

Die Vorschrift erfaßt wie schon bisher nur den Auf-
enthalt in allgemeinzugänglichen Räumen, nicht 
also die sogenannte „geschlossene Gesellschaft" 
(z. B. Hochzeitsfeier, privates Jubiläum). Die in Ab-
satz 1 vorgesehene Umformulierung des Regel-Aus-
nahmeverhältnisses der im geltenden Recht in Ab-
satz 1 in Verbindung mit Absatz 2 Nr. 1 enthaltenen 
Vorschrift bedeutet keine sachliche Änderung; die 
nunmehr abweichend vom geltenden Recht vorge-
schlagene Einführung von Zeitgrenzen wirkt sich je-
doch als Verschärfung aus. 

Absatz 1 

Absatz 1 enthält nach Altersgruppen abgestufte 
Zeitgrenzen für Kinder und Jugendliche unter 
16 Jahren, die nicht von einem Erziehungsberechtig-
ten begleitet werden. Das geltende Recht enthält 
zeitliche Begrenzungen nur für den Besuch von 
Tanzveranstaltungen und Filmvorführungen, nicht 
dagegen für den Aufenthalt in Gaststätten. Gleich-
zeitig soll das Gesetz durch eine Vereinfachung der 
Alters- und Zeitbegrenzungen verständlicher und 
damit wirksamer gemacht werden. 

Absatz 2 

In Absatz 2 werden die Ausnahmetatbestände in § 2 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 des geltenden Gesetzes im wesent-
lichen übernommen. 

Absatz 3 

Für den Aufenthalt Minderjähriger in Gaststätten, 
die als Nachtbetriebe oder in diesen vergleichbarer 
Form geführt werden, statuiert Absatz 3 ein Verbot. 
Unter diese Regelung fallen lediglich typische 
Nachtbetriebe und vergleichbare Vergnügungsbe-
triebe, nicht dagegen Gaststätten, denen aus beson-
deren Anlässen (z. B. Kirmes, Schützenfest) eine 
Verlängerung der Sperrstunde bewilligt wird. Das 
Aufenthaltsverbot ist von der Tageszeit- unabhän-
gig. 

Zu § 3 JSchG 

Die Vorschrift kann wie bisher nur einen begrenzten 
Beitrag zur Bekämpfung des Jugendalkoholismus 
leisten, da nur der Alkoholkonsum in der Öffentlich-
keit erfaßt wird. 

Absatz 1 Nr. 1 

An der bisherigen Regelung wird im wesentlichen 
festgehalten. Einbezogen wird die Abgabe in der Öf-
fentlichkeit außerhalb einer Gaststätte oder Ver-
kaufsstelle. Durch die Umformulierung soll ferner 
eine Erweiterung des Verbotes der Abgabe von Le-
bensmitteln, die Branntwein als Zutat enthalten, er-
reicht werden. Künftig sollen nicht nur Lebensmittel 
von dem Verbot erfaßt sein, die überwiegend aus 
Branntwein bestehen, sondern auch Lebensmittel, 
die Branntwein in nicht nur geringfügiger Menge 

 



Drucksache 9/1992 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

enthalten (z. B. Eisbecher, denen rezepturmäßig Spi-
rituosen zugegossen werden). Der Begriff „in nicht 
nur geringfügiger Menge" bezieht sich auf das ge-
reichte Gericht insgesamt, nicht auf eine Zutat (z. B. 
nicht auf eine Rumfrucht auf einem Pudding). 

Absatz 1 Nr. 2 

Die zunehmende Verbreitung des Jugendalkoholis-
mus legt eine Heraufsetzung der Altersgrenze nahe. 
Zweifel an der Durchsetzbarkeit eines umfassenden 
Alkoholverbots für Minderjährige waren jedoch 
ausschlaggebend für die Beibehaltung der bisheri-
gen Altersgrenze von 16 Jahren für die Abgabe an-
derer alkoholischer Getränke als Branntwein. Als ei-
nen notwendigen weiteren Schritt zur Bekämpfung 
des Alkoholmißbrauchs durch Jugendliche sieht der 
Entwurf allerdings vor, daß diese sog. „weichen" al-
koholischen Getränke an Jugendliche zwischen 14 
und 16 Jahren auch dann nicht mehr abgegeben 
werden dürfen, wenn diese von einem Erziehungs-
berechtigten begleitet werden. Die Abgabe auch von 
anderen alkoholischen Getränken als Branntwein 
an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren wird 
auch dann verboten, wenn diese angeben, daß die 
Getränke für Erwachsene bestimmt sind, weil nach 
den in der Praxis gemachten Erfahrungen diese Er-
klärung häufig nur vorgeschoben wird. Anders als in 
Nummer 1 wird jedoch nur die Abgabe, nicht auch 
die Gestattung des Verzehrs verboten. 

Absatz 2 

Die jederzeitige Verfügbarkeit alkoholischer Ge-
tränke und die gleichzeitige Möglichkeit Minderjäh-
riger, sich zum eigenen Verbrauch zu bedienen, be-
günstigen den Jugendalkoholismus in vermeidbarer 
Weise. Deshalb wird ein Automatenbetriebsverbot 
auch für andere Getränke als Branntwein (für 
Branntwein besteht ein entsprechendes Verbot be-
reits nach § 20 Nr. 1 GastG) eingeführt. Das Verbot 
betrifft die Aufstellung in der Öffentlichkeit; es gilt 
damit nicht für der Allgemeinheit nichtzugängliche 
Betriebsgelände und Kantinen. 

Zu § 4 JSchG 

Die Anwesenheit von Minderjährigen bei öffentli-
chen Tanzveranstaltungen wird großzügiger gere-
gelt. Die Alters- und Zeitbegrenzungen sind an dieje-
nigen für die Anwesenheit in Gaststätten angelehnt. 
Spezielle Bestimmungen für Varieté-, Kabarett- und 
Revueveranstaltungen sieht der Entwurf nicht mehr 
vor. Die dem geltenden Recht zugrundeliegende Ein-
schätzung, solche Veranstaltungen seien generell ju-
gendgefährdend, ist heute nicht mehr haltbar. So-
weit behördliche Maßnahmen im Einzelfall erfor-
derlich sind, bietet § 8 dieses Entwurfs geeignete 
und ausreichende Handhaben. 

Absatz 1 

Für Kinder wird das Verbot, öffentliche Tanzveran-
staltungen ohne Begleitung eines Erziehungsbe-
rechtigten zu besuchen, aufrechterhalten. Ein Be-
dürfnis hierfür wird u. a. deswegen gesehen, um 
einer Entwicklung von kommerziellen Kinderdisko-
theken entgegenzuwirken. Die Anwesenheit von 

Minderjährigen — auch von Kindern — in Beglei-
tung eines Erziehungsberechtigten wird nicht mehr 
beschränkt. 

Absatz 2 

Der Grundsatz, wonach Minderjährigen unter 14 
Jahren ohne Begleitung die Anwesenheit bei öffent-
lichen Tanzveranstaltungen grundsätzlich nicht ge-
stattet sein soll, erfährt in Absatz 2 eine Auflocke-
rung. 

Kulturelle Jugendarbeit betrifft in dem hier interes-
sierenden Teilbereich die Entwicklung eigener 
schöpferischer Ausdrucksfähigkeit durch den Er-
werb musikalischer, darstellender und gestaltender 
Fähigkeiten. Da kulturelle Jugendarbeit nach dem 
in der Jugendhilfe gebräuchlichen Begriffsinhalt 
nur von Trägern der Jugendhilfe geleistete Jugend-
arbeit betrifft, wurde der Ausnahmetatbestand auf 
vergleichbare Aktivitäten anderer Träger ausge-
dehnt. 

Die Vorschrift soll z. B. Volkstanzveranstaltungen 
und Tanzveranstaltungen von Jugendgruppen auch 
für nicht von einem Erziehungsberechtigten beglei-
tete Minderjährige unter 14 Jahren zugänglich ma-
chen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 5 JSchG) 

Die Vorschrift ist entbehrlich. Um eine entspre-
chende Gefährdung Minderjähriger auszuschließen, 
reicht entweder § 2 Abs. 3 in der Fassung des Ent-
wurfs oder die Möglichkeit aus, im Wege der Einzel-
anordnung nach § 8 die Anwesenheit von Minder-
jährigen zu verbieten oder einzuschränken. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 6 JSchG) 

Der Entwurf sieht die Aufhebung des Teilnahmever-
bots von Minderjährigen unter sechs Jahren an 
Filmveranstaltungen vor, sofern diese von einem Er-
ziehungsberechtigten begleitet werden (vgl. im ein-
zelnen die Ausführungen zu Absatz 3), und behält im 
übrigen die Altersstufen von 12 und 16 Jahren bei. 
Überzeugende erzieherische Argumente für eine 
Änderung der Altersabstufung haben sich nicht fin-
den  lassen. Das Bestreben, aus systematischen und 
praktischen Erwägungen zu vereinfachen, muß an 
der pädagogischen Zielsetzung des Gesetzes seine 
Grenze finden. Hinzu kommt, daß sich die Praxis der 
Freigabe auf die bestehenden Altersgruppen einge-
stellt hat und ein Großteil der bisherigen Freiga-
beentscheidungen erneut getroffen werden müßte. 

Absatz 1 

Die Zulassungsbegrenzung für Minderjährige bei 
öffentlichen Filmveranstaltungen ist wie bisher als 
Anwesenheitsverbot ausgestaltet. Es handelt sich 
um ein Verbot mit einem auf den einzelnen Film be-
zogenen Erlaubnisvorbehalt (Freigabeentschei-
dung). Es erweist sich als zweckmäßig, diesen 
Grundsatz in allgemeiner Form an den Anfang der 
Vorschrift zu stellen. 
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Absatz 2 

Die verbindliche gesetzliche Vorschrift über den bei 
der Entscheidung über die Jugendfreigabe anzule-
genden Maßstab wird beibehalten und ohne inhaltli-
che Änderung dem neueren Sprachgebrauch ange-
paßt. 

Absatz 3 

Das geltende Recht verbietet Kindern unter sechs 
Jahren die Teilnahme an öffentlichen Filmveran-
staltungen schlechthin, auch in Begleitung eines Er-
ziehungsberechtigten. Dies hat wesentlich dazu bei-
getragen, daß sich ein qualifizierter Kinderfilm 
kaum entwickeln konnte. Dieses Verbot soll aufge-
hoben werden, allerdings nur für den Fall, daß das 
Kind durch einen Erziehungsberechtigten begleitet 
wird. Es soll der Entscheidung der Eltern überlassen 
bleiben, ob Kinder dieser Altersstufe Filmveranstal-
tungen besuchen können. Die Auffassung, daß öf-
fentliche Filmveranstaltungen allgemein kinderge-
fährdend seien, ist heute nicht mehr haltbar. Der 
Film ist ein anerkanntes Medium der kulturellen 
Bildung auch und gerade für Kinder und Jugendli-
che. Vordringlich erscheint es eher, den Wirkungen 
eines hohen Fernsehkonsums durch Kinder,  auch 
des Konsums weniger kindergeeigneter Sendungen, 
wegen des unbeschränkten und bequemen Zugangs 
hierzu nachzugehen. Zwar können Filmvorführun-
gen intensiver auf Kinder wirken als häusliches 
Fernsehen — so im Hinblick auf den abgedunkelten 
Raum, das große Bild, die längere Zeitdauer, die Be-
wegungsbehinderung —, doch kann dies jedenfalls 
bei Begleitung eines Erziehungsberechtigten nicht 
als so schwerwiegend angesehen werden, daß ein 
allgemeines Verbot auch für die Zukunft gerechtfer-
tigt werden könnte. 

Die Bestimmung der zuständigen Landesbehörde 
wird Landesrecht überlassen. 

Absatz 4 

Die Heraufsetzung der Uhrzeitgrenzen entspricht 
dem Bestreben nach Vereinheitlichung und Verein-
fachung der gesetzlichen Vorschriften. Auch die 
Zeitgrenzen für den Besuch von Filmvorführungen 
sollen den im übrigen vorgesehenen Zeitgrenzen 
möglichst angeglichen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 JSchG) 

Absatz 1 

Der Begriff der Spielhalle knüpft an den in § 33 i 
Abs. 1 der Gewerbeordnung verwendeten an. Für 
den Bereich dieses Gesetzes ist er umfassend zu ver-
stehen, so daß auch das in § 33 i Abs. 1 Satz 1 zusätz-
lich erwähnte „ähnliche Unternehmen" erfaßt wird. 
Darüber hinaus werden in den Bereich des Jugend-
schutzes vorwiegend dem Spielbetrieb dienende 
Räume einbezogen, die einen unselbständigen Teil 
eines andersartigen Gewerbebetriebes darstellen. 
Es geht dabei u. a. um selbständige Nebenräume von 
Gaststätten, Kinos, Verkaufsstellen usw. 

Absatz 2 

Die Gewerbeordnung unterscheidet Spielgeräte mit 
Gewinnmöglichkeit und andere Spiele mit Gewinn-
möglichkeit. Spielgeräte mit Gewinnmöglichkeit 
sind nach § 33 c Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung 
Spielgeräte, die mit einer den Spielausgang beein-
flussenden technischen (d. h. mechanischen, opti-
schen oder elektronischen) Vorrichtung ausgestat-
tet sind, und die die Möglichkeit eines (in Geld oder 
Waren bestehenden) Gewinnes bieten. Andere 
Spiele mit Gewinnmöglichkeit (vgl. § 33 d Abs. 1 
Satz 1 der Gewerbeordnung) sind vor allem Ge-
schicklichkeitsspiele ohne technische Vorrichtung 
der oben erwähnten Art, insbesondere solche Spiele, 
bei denen die Entscheidung über Gewinn und Ver-
lust wesentlich von der Überlegung oder Geschick-
lichkeit des Spielers abhängt; der Gewinn kann auch 
hier in Geld oder Waren bestehen (§§ 4, 5 Spiel V). 

Absatz 3 

Die Neufassung erfolgt in Angleichung an § 2 Nr. 4, 
§ 3 Satz 2 und § 5 Satz 1 Spiel V. 

Absatz 4 

In den letzten Jahren hat die Zahl neuentwickelter 
und laufend perfektionierter elektronischer Video-
Unterhaltungsspielgeräte sich vervielfacht. In Ab-
weichung von den bisher üblichen Aufstellorten her-
kömmlicher Unterhaltungsspielgeräte werden diese 
neuzeitlichen Geräte auch in Vorräumen von Kinos, 
Geschäftspassagen, Hauseingängen, Fluren, Durch-
gängen, Freizeitparks aufgestellt. 

Die Regelung ist erforderlich, um zu vermeiden, daß 
Kinder und Jugendliche zur Spielleidenschaft hin-
geführt werden und um der Ausnutzung des Spiel-
triebs entgegenzuwirken. Es hat sich in der Praxis 
gezeigt, daß von Video-Unterhaltungsspielgeräten 
für Minderjährige eine Faszination ausgeht, der sich 
diese ohne erzieherische Einwirkung schwer entzie-
hen können. Dabei ist auch zu berücksichtigen, daß 
bereits bis zur Beherrschung dieser Geschicklich-
keitsspiele ein nicht unerheblicher finanzieller Auf-
wand erforderlich ist. Diese Umstände bringen die 
Gefahr der Entstehung von Beschaffungskriminali-
tät sowie erhebliche Taschengeldprobleme für Kin-
der und Jugendliche mit sich. Die Vorschrift er-
scheint ebenso wichtig wie die bereits im geltenden 
Recht vorgesehene Verbotsregelung über den Zu-
gang Minderjähriger zu Geldspielgeräten mit Ge-
winnmöglichkeit. 

Der Entwurf sieht daher vor, daß die gewerbsmäßige 
öffentliche Aufstellung solcher Geräte dort einge-
schränkt wird, wo unbeaufsichtigte, insbesondere 
jüngere Minderjährige typischerweise Zugang ha-
ben, um die angesprochene „Reizschwelle" auf ein 
vertretbares Maß abzusenken. Durch die Vorschrift 
wird sichergestellt, daß die bezeichneten Geräte 
nicht auf öffentlichen Verkehrsflächen aufgestellt 
werden und daß eine Aufstellung dort unterbleibt, 
wo die Geräte typischerweise unbeaufsichtigt sind 
und Minderjährige ungehindert Zugang haben. In-
nerhalb von gewerblichen oder in sonstiger Weise 
beruflich oder geschäftsmäßig genutzten Räumen 
bleibt die Aufstellung zulässig. 
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Satz 2 entspricht der Vorschrift des Absatzes 3. 

Die Regelung wird durch Absatz 5 ergänzt. 

Absatz 5 

Vor allem Geräte der in Absatz 4 bezeichneten Art 
bringen teilweise Darstellungen, bei denen unter Si-
mulierung kriegerischer Ereignisse durch Einsatz 
von Waffen Gewalt gegen Menschen oder Sachen 
ausgeübt wird oder in sonstiger Weise Gewalttätig-
keiten gegen Menschen verübt werden. Versuche 
von Verwaltungsbehörden, derartige Geräte aus 
dem Gesichtspunkt der öffentlichen Ordnung von 
ihren Aufstellorten entfernen zu lassen, sind in ge-
richtlichen Verfahren daran gescheitert, daß es an 
einer hinreichenden Rechtsgrundlage fehlt; diese 
soll hier geschaffen werden. Damit soll verhindert 
werden, daß der Krieg als Spiel verharmlost oder be-
stimmte Gewalttätigkeiten verniedlicht werden. 

Nach der ersten Alternative der Verbotsnorm sind 
Unterhaltungsspielgeräte dann verboten, wenn Ge-
walttätigkeiten gegen Menschen dargestellt werden. 
Die Jugendgefährdung ist darin zu sehen, daß diese 
Formen von Gewalttätigkeit im Spiel — durch die 
Bedienungsvorrichtungen am Gerät oder in sonsti-
ger Weise — zur Disposition gestellt werden. Dieser 
Gefährdung kann wirksam nur durch ein umfassen-
des Aufstellverbot für derartige Geräte in der Öf-
fentlichkeit an Kindern und Jugendlichen zugängli-
chen Orten begegnet werden. 

Bei den in der zweiten Alternative des Tatbestandes 
erfaßten kriegsbezogenen Darstellungen soll dem-
gegenüber das Aufstellverbot davon abhängen, ob in 
der jeweiligen Darstellung eine Verherrlichung oder 
Verharmlosung des Krieges zum Ausdruck kommt. 
Dies erscheint notwendig, um nur kriegerische 
Handlungen oder Abläufe mit einem Gegenwarts-
und Realitätsbezug zu erfassen. 

Soweit Darstellungen auf Video-Geräten Anlaß zu 
ordnungsbehördlichem Einschreiten nach § 118 
OWiG geben, bleibt diese Möglichkeit unberührt. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 8 JSchG) 

Als Auffangtatbestand für Gefährdungen, die von öf-
fentlichen Veranstaltungen oder Gewerbebetrieben 
ausgehen und durch eine Ausschöpfung der nach 
§§ 2 bis 4, 6 und 7 gegebenen Möglichkeiten nicht 
hinreichend wirksam bekämpft werden können, 
wird eine Rechtsgrundlage für die Verhinderung 
oder altersmäßige bzw. zeitliche Beschränkung der 
Anwesenheit Minderjähriger durch behördliche 
Entscheidung im Einzelfall eingeführt. Die Vor-
schrift soll es ermöglichen, gegen solche Jugendge-
fährdungen gezielt vorzugehen, die von einzelnen 
Betrieben oder Veranstaltungen ausgehen, und 
zwar vor allem Gefährdungen im Zusammenhang 
mit Drogenhandel oder Drogenkonsum, übermäßi-
gem oder verbotswidrigem Alkoholkonsum, Jugend-
prostitution, Zuhälterei, Eigentums- und Gewaltde-
likten. Da es hier nicht um durch abstrakte Normen 
beschreibbare Arten von Gewerbebetrieben und 
Veranstaltungen, sondern lediglich um örtlich loka

-

lisierbare einzelne Betriebe oder Veranstaltungen 
geht, die in aller Regel keine artspezifisch fixierba-
ren Merkmale aufweisen, kann das Ziel dieser Rege-
lung durch abstrakte Normen (Gesetz oder Rechts-
verordnung) nicht erreicht werden. Die Vorschriften 
des Versammlungsrechts werden durch § 8 nicht be-
rührt. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 (§ 10 JSchG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die Neufassung des § 6. Durch Einbeziehung der 
Filmwerbung sollen reißerische Ankündigungen 
(z. B. „strenges Jugendverbot") verhindert werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 12 JSchG) 

Die Vorschriften des JSchG (§§ 1 bis 9) enthalten 
keine an die Minderjährigen selbst gerichteten, mit 
Straf- oder Bußgeldsanktion versehenen Gebots-
oder Verbotsnormen. Dementsprechend stellen Ver-
stöße von Minderjährigen gegen Normen des JSchG 
auch kein ahndbares Unrecht dar, sondern können 
Anlaß zur Leistung von Jugendhilfe sein. 

Da § 12 Satz 1 JSchG einerseits keine eigene Rechts-
grundlage für Maßnahmen des Jugendamts schafft, 
sondern lediglich deklaratorisch auf diejenigen 
Maßnahmen hinweist, die vom Jugendamt nach dem 
bürgerlichen Recht (z. B. § 1631 Abs. 3, §§ 1666, 1666 a, 
1838, 1915 BGB) und dem Jugendhilferecht eingelei-
tet oder beantragt werden können, und andererseits 
das Jugendamt bei Bekanntwerden eines Bedarfs 
nach Hilfen zur Erziehung ohnehin von Amts wegen 
tätig zu werden hat, ist die Vorschrift entbehrlich. 
Auch für ein Tätigwerden des Vormundschaftsrich-
ters — das in der Regel vom Jugendamt angeregt 
wird — reichen die Normen des bürgerlichen Rechts 
(s. oben) aus. Es entspricht im übrigen der Auffas-
sung der Bundesregierung, auf eine über die Vor-
schriften des BGB hinausgehende Einschränkung 
des Elternrechts nach Möglichkeit zu verzichten. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 (§ 13 JSchG) 

Es handelt sich hier um redaktionelle Anpassungen 
aus Anlaß der Änderungen von §§ 2 bis 8 JSchG. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 (§ 14 JSchG) 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen aus 
Anlaß der Änderungen von §§ 2 bis 10 JSchG. Die un-
ter Buchstabe c vorgesehene Einführung eines 
Höchstbetrages für Geldbußen ist erforderlich, da 
die gegenwärtig nach der allgemeinen Regelung des 
§ 17 Abs. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
(OWiG) geltende Obergrenze von 1 000 DM (bei fahr-
lässigem Handeln gemäß § 17 Abs. 2 OWiG 500 DM) 
der Bedeutung einer Vielzahl von Ordnungswidrig-
keiten im Bereich des Jugendschutzes nicht gerecht 
wird. Die vorgesehene Begrenzung auf 10 000 DM 
(bei fahrlässigem Handeln gemäß § 17 Abs. 2 OWiG 
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auf 5 000 DM) erscheint demgegenüber als angemes-
sener Rahmen. 

Nach der Herabsetzung der Volljährigkeitsgrenze 
sollen Personen zwischen achtzehn und einund-
zwanzig Jahren im Rahmen dieser Vorschrift in glei-
cher Weise verantwortlich sein wie bisher Personen 
über einundzwanzig Jahre. 

Zu Artikel 2 

In § 33f Abs. 1 GewO ist vorgesehen, daß der Erlaß 
von Durchführungsvorschriften bezüglich der Er-
laubnis zur Aufstellung von Spielgeräten mit Ge-
winnmöglichkeit und zur Veranstaltung anderer 
Spiele mit Gewinnmöglichkeit durch Rechtsverord-
nung nur im Einvernehmen mit dem BMJFG mög-
lich ist. Aus Gründen des Sachzusammenhangs ist 
es geboten, bei Erlaß der teilweise den gleichen Ge-
genstand betreffenden Rechtsverordnungen nach 
§ 33 g GewO über Einschränkung und Ausdehnung 
der Erlaubnispflicht das Einvernehmen des BMJFG 
ebenfalls vorzusehen. 

Zu Artikel 3 

Die Rechtsverordnung ist im Hinblick auf die Neu-
fassung der Veranstaltungsvorschriften und die Ein-
führung des § 8 JSchG entbehrlich. 

Zu Artikel 4 

Durch dieses Gesetz werden zahlreiche Vorschriften 
des Gesetzes zum Schutze der Jugend in der Öffent-
lichkeit geändert. Es erscheint daher angezeigt, den 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit zu ermächtigen, den Wortlaut des Gesetzes zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit neu be-
kanntzumachen. 

Zu Artikel 5 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 6 

Die Vorschrift bestimmt den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Gesetzes. § 3 Abs. 2 und § 7 Abs. 4 sollen 
ein Jahr später in Kraft treten, um den Betroffenen 
eine ausreichende Frist zur Einstellung auf die Neu-
regelungen einzuräumen. 

C. Kosten 

Durch die Durchführung des Gesetzes entstehen 
keine Kosten. Ein Zuwachs an Aufgaben tritt nicht 
ein. Auswirkungen auf Preise und Preisniveau sind 
nicht zu erwarten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun-
desrates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Das Gesetz ist zustimmungsbedürftig nach Arti-
kel 84 Abs. 1 GG, weil in Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 
Abs. 1) das Verwaltungsverfahren geregelt 
wird. 

Im übrigen ist in der vorgenannten Vorschrift 
eine Landesbehörde einer bestimmten Ebene 
(Jugendamt) angesprochen. 

Ferner Folge der Änderungen des Artikels 1 
Nr. 4 (§ 6 Abs. 1 Satz 1) und Nr. 6 (§ 8) (vgl. nach-
stehende Ziffer 11 und 15). 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 Abs. 1) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist an § 1 Abs. 1 folgender Satz 
anzufügen: 

„Außerdem sind sie dem Jugendamt zu melden, 
wenn Hilfen des Jugendamtes angezeigt er-
scheinen." 

Begründung 

Das Jugendamt kann auf diese Erkenntnismög-
lichkeit nicht verzichten, um möglichst frühzei-
tig Hilfen zur Erziehung anbieten zu können. 
Außerdem ist es wichtig für das Jugendamt, 
Kenntnis von Orten zu erhalten, von denen Ge-
fährdungen für Jugendliche generell ausgehen 
können, um auch hier erforderlichenfalls gegen 
Gefährdungen präventiv tätig werden zu kön-
nen. Verwaltungsvorschriften sind als Rechts-
grundlage für eine solche Meldung nicht ausrei-
chend. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 Abs. 4 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 2 sind in § 1 Abs. 4 Satz 1 nach 
den Worten „jede andere Person" die Worte 
„über achtzehn Jahre" einzufügen. 

Begründung 

Die verantwortliche Aufsicht über Minderjäh-
rige soll nur durch volljährige Personen wahr-
genommen werden können (vgl. auch § 1 Abs. 4 
Satz 2). 

4. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 Abs. 4 Satz 2) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist in § 1 Abs. 4 Satz 2 vor den 
Worten „mit Zustimmung" das Wort „sonst" ein-
zufügen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten.  

5. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2) 

In Artikel 1 Nr. 2 sind in § 2 Abs. 1 Satz 1 

a) in Nummer 1 die Worte „bis 22 Uhr" durch 
die Worte „bis 20 Uhr", 

b) in Nummer 2 die Worte „bis 24 Uhr" durch 
die Worte „bis 22 Uhr" 

zu ersetzen. 

Begründung 

Für den Aufenthalt von Kindern und Jugendli-
chen unter 16 Jahren ohne Begleitung Erzie-
hungsberechtigter in Gaststätten wird die zeitli-
che Begrenzung auf 20 Uhr bzw. 22 Uhr wegen 
der spezifischen Gefährdungssituation als not-
wendig und ausreichend angesehen, zumal zu-
sätzlich die Heimwege zu berücksichtigen 
sind. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 Abs. 1 Satz 2) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 2 Abs. 1 Satz 2 zu strei-
chen. 

Begründung 

In § 2 Abs. 2 ist bereits eine Ausnahmeregelung 
enthalten, die Kindern und Jugendlichen den 
Reiseaufenthalt in Gaststätten gestattet. Es 
dürfte deshalb keine Notwendigkeit gegeben 
sein, die Beherbergungsbetriebe generell von 
den Altersgrenzen des § 2 Abs. 1 auszunehmen. 
Bleibt es hingegen bei dieser Ausnahmerege-
lung, können sich in Gaststätten von Beherber-
gungsbetrieben auch Kinder und Jugendliche, 
die sich nicht auf Reisen befinden, ohne zeitli

-

che Begrenzung aufhalten. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 3 Abs. 1 Nr. 2) 

In Artikel 1 Nr. 2 sind in § 3 Abs. 1 Nr. 2 nach 
dem Wort „abgegeben" die Worte „ , noch darf ih-
nen der Verzehr gestattet" einzufügen. 

Begründung 

Die Vorschrift bezweckt die Bekämpfung des 
Alkoholmißbrauchs durch Minderjährige. Mit 
der Fassung des Entwurfs kann dieser Zweck 
jedoch nur unvollständig erreicht werden, weil 
für Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren der 
Verzehr nicht ausgeschlossen ist; sie könnten 
sich durch Jugendliche über 16 Jahre oder Er-
wachsene alkoholische Getränke beschaffen 
lassen. Um dies auszuschließen, ist die vorge-
schlagene Ergänzung erforderlich. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 4 Abs. 1) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist § 4 Abs. 1 wie folgt zu fas-
sen: 
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„(1) Die Anwesenheit bei öffentlichen Tanz-
veranstaltungen darf Kindern nicht und Ju-
gendlichen unter sechzehn Jahren nur bis 22 
Uhr gestattet werden. Abweichend von Satz 1 
darf die Anwesenheit Kindern ab zwölf Jahren 
bis 22 Uhr und Jugendlichen unter sechzehn 
Jahren bis 24 Uhr gestattet werden, wenn sie 
von einem Erziehungsberechtigten begleitet 
werden."  

Begründung 

Satz 1 gilt für unbegleitete Kinder und Jugendli-
che unter sechzehn Jahren und entspricht inso-
weit im wesentlichen dem Regierungsentwurf, 
setzt die Zeitgrenze jedoch von 24 auf 22 Uhr 
herab. 

Dagegen wird davon abgesehen, Kinder und Ju-
gendliche in Begleitung eines Erziehungsbe-
rechtigten allgemein zu öffentlichen Tanzveran-
staltungen zuzulassen. Auch im Falle der Be-
gleitung wird durch Satz 2 die Anwesenheit von 
Kindern unter zwölf Jahren völlig ausgeschlos-
sen und bei älteren Kindern auf höchstens 22 
Uhr, bei Jugendlichen unter sechzehn Jahren 
auf höchstens 24 Uhr beschränkt. 

Die vorgeschlagene Regelung entspricht dem 
Bestreben nach Vereinheitlichung und Ver-
einfachung der gesetzlichen Vorschriften (vgl. 
§§2,6). 

9. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 4 Abs. 2) 

In Artikel 1 Nr. 2 sind in § 4 Abs. 2 nach dem 
Wort „Tanzveranstaltung" die Worte „von einem 
Träger der Jugendhilfe durchgeführt wird oder" 
einzufügen. 

Begründung 

Zu einem Verbot der Anwesenheit bei öffentli-
chen Tanzveranstaltungen besteht kein Anlaß, 
wenn die Tanzveranstaltung von einem Träger 
der Jugendhilfe durchgeführt wird, da dann 
keine Gefährdung zu erwarten ist; deswegen ist 
der Ausnahmetatbestand des Absatzes 2 ent-
sprechend zu ergänzen. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 6 Abs. 1 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 4 sind in § 6 Abs. 1 Satz 1 nach 
dem Wort „Filme" die Worte „ , unabhängig von 
der Art der Aufzeichnung oder Wiedergabe," 
einzufügen. 

Begründung 

Verstärkt werden Filme auf Video-Kassetten in 
der Öffentlichkeit unter Nichtbeachtung der 
Freigabebestimmungen vorgeführt. 

Aufgrund der neueren und sich weiter fortset-
zenden technologischen Entwicklung ist es er-
forderlich, den § 6 den neuartigen Entwicklun-
gen anzupassen. 

Parallel zum Gesetzgebungsverfahren müßte si-
chergestellt werden, daß die organisatorischen 
Voraussetzungen rechtzeitig vorliegen, daß an-
dere Bildträger als Filme in gleicher Weise wie 

Filme geprüft und freigegeben bzw. gekenn-
zeichnet werden können. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 6 Abs. 1 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 4 sind in § 6 Abs. 1 Satz 1 nach 
den Worten „vor ihnen" die Worte „von der zu-
ständigen Behörde" einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung, daß die Freigabe durch die zustän-
dige Behörde erfolgt. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 6 Abs. 4 Nr. 1 und 2) 

In Artikel 1 Nr. 4 sind in § 6 Abs. 4 die Nummern 
1 und 2 wie folgt zu fassen: 

„1. Kindern unter zwölf Jahren, wenn die Vor-
führung bis 20 Uhr, 

2. Kindern und Jugendlichen, die zwölf, aber 
noch nicht sechzehn Jahre alt sind, wenn 
die Vorführung bis 22 Uhr". 

Begründung 

Die bisher geltenden Zeitgrenzen sollen beibe-
halten werden, allerdings nicht, entgegen dem 
bisherigen Recht, für Minderjährige in Beglei-
tung eines Erziehungsberechtigten gelten. 

Die vorgesehenen Zeit- und Altersgrenzen ent-
sprechen dem Bestreben nach Vereinheitli-
chung und Vereinfachung der gesetzlichen Vor-
schriften (vgl. §§ 2, 4). 

13. Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 6) 

In Nummer 4 ist nach § 6 Abs. 4 folgender Ab-
satz 5 anzufügen: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für Werbe-
vorspanne und Beiprogramme. Alkohol- und Ta-
bakwerbung ist in Vorspannen und Beipro-
grammen zu Filmen, die für Kinder und Jugend-
liche bis sechzehn Jahren freigegeben sind, 
nicht gestattet. 

Als Folge sind die Eingangsworte der Nummer 4 
anzupassen. 

Begründung 

Satz 1 entspricht dem geltenden Recht. 

Ein Verbot von Alkohol- und Tabakwerbung in 
Vorspannen und Beiprogrammen wird insbe-
sondere im Hinblick auf die vom Gesetz vorge-
sehene Möglichkeit für Kinder unter sechs Jah-
ren, Filmvorführungen zu besuchen, als notwen-
dige Ergänzung der Vorschriften zur Bekämp-
fung des Suchtmittelmißbrauchs angesehen. 

14. Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 Abs. 4 Satz 1) 

In Artikel 1 Nr. 5 sind in § 7 Abs. 4 Satz 1 die 
Worte „zugänglichen öffentlichen Verkehrsflä-
chen" durch die Worte „allgemeinzugänglichen 
Flächen" zu ersetzen. 

Begründung 

Es kommt nicht auf die offizielle Widmung einer 
als Aufstellungsstandort für unterschiedliche 
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Spielgeräte geeigneten Fläche an, sondern auf 
die Art ihrer tatsächlichen Nutzung. 

15. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 8) 

In Artikel 1 Nr. 6 ist in § 8 folgender Absatz 1 
einzufügen: 

„(1) Die zuständige Behörde kann in Einzel-
fällen Ausnahmen von den Vorschriften der §§ 2, 
4, 6 und 7 bewilligen."  

Der bisherige Text wird Absatz 2. 

Als Folge ist in Nummer 9 Buchstaben a und b 
und in Nummer 10 Buchstaben a und b jeweils 
das Zitat „§ 8" durch das Zitat „§ 8 Abs. 2" zu er-
setzen. 

Begründung 

Die Möglichkeit der Erteilung von Ausnahme-
genehmigungen ist angesichts der sehr engen 
und strengen Gesetzesformulierung unverzicht-
bar.  

16. Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 8) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, wie der Schutz der 
Jugend in Diskotheken und bei ähnlichen öf-
fentlichen Tanzveranstaltungen weiter verbes-
sert werden kann. Jugendschutzkontrollen ha-
ben ergeben, daß die Jugendlichen in Diskothe-
ken erhöhten Gefahren durch Alkohol-, Nikotin- 
und Drogenmißbrauch ausgesetzt sind. 

17. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 12) 

In Artikel 1 ist Nummer 8 wie folgt zu fassen: 

,8. § 12 erhält folgende Fassung: 

„§ 12 

Werden bei Kindern oder Jugendlichen 
Gefährdungen offenkundig, prüft das Ju-
gendamt, ob Angebote und Maßnahmen der 
Jugendhilfe erforderlich sind."' 

Begründung 

Das Jugendschutzgesetz soll nicht den Charak-
ter eines Ordnungs- und Sicherheitsgesetzes 
haben, vielmehr sollte die helfende Funktion 
des Gesetzes deutlich werden. Die Verbindung 
des Gesetzes zur Jugendhilfe muß deshalb zum 
Ausdruck kommen. Dies geschieht durch den 
vorgeschlagenen neuen § 12. 

18. Zum Gesetzentwurf 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren sollte ge-
prüft werden, ob im Zusammenhang mit dem 
Gesetzentwurf in der Gewerbeordnung oder in 
anderen einschlägigen Vorschriften Auflagen 
über Phonbeschränkungen bei Tanzveranstal-
tungen normiert werden können. Gerade die 
überlaute Diskothekenmusik hat nachweislich 
bei jungen Leuten zu erheblichen gesundheitli-
chen Beeinträchtigungen geführt. 

19. Zu Artikel 6 

Der Text des Artikels 6 ist wie folgt zu fassen: 

„Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1983 in  Kraft." 

 Begründung 

Die Vorschriften sind im Sinne des Jugend-
schutzes so dringlich, daß eine Übergangsfrist, 
insbesondere mit der im Gesetzentwurf vorge-
sehenen Dauer, nicht gerechtfertigt ist. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1. 

Die Bundesregierung widerspricht der Auffassung 
des Bundesrates. 

Die Benennung der „zuständigen Behörden oder 
Stellen" in Artikel 1 Nr. 2 (§ 1 Abs. 1) betrifft nicht die 
„Einrichtung der Behörden" im Sinne des Arti-
kels 84 Abs. 1 GG. Einer Nennung des Jugendamtes 
kommt wegen der gleichlautenden Bestimmung des 
geltenden Rechts in § 1 Abs. 2 des Gesetzes zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit im Hin-
blick auf die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts in BVerfGE 37, 363, 380 ebenfalls keine zu-
stimmungsauslösende Wirkung zu. 

Die Änderungsvorschläge unter Nummer 12 und 
Nummer 15, denen die Bundesregierung nur bezüg-
lich der Nummer 15 folgt, lösen die Zustimmungsbe-
dürftigkeit des Gesetzes nicht aus, da sie weder eine 
Bestimmung der zuständigen Behörden vorsehen, 
noch das Verwaltungsverfahren dieser Behörden re-
geln. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren prüfen. Sie neigt aller-
dings der Auffassung zu, daß die auch nach ihrer An-
sicht wünschenswerte Zusammenarbeit mit dem Ju-
gendamt durch Verwaltungsvorschriften oder Zu-
sammenarbeit vor Ort erreicht werden kann. Daten-
schutzvorschriften stehen dem nicht entgegen, da 
§ 1 Abs. 2 BundesdatenschutzG nur in Dateien ge-
speicherte Daten betrifft und das 2. Kapitel des SGB 
X nur die Weitergabe von Daten durch das Jugend-
amt betreffen würde. Dagegen läßt ein gesetzlich 
vorgeschriebenes Meldeverfahren befürchten, daß 
die Meldungen — die oft nur einen vagen Verdacht 
enthalten und angesichts der personellen Situation 
in den Jugendämtern nur teilweise überprüft wer-
den können — über längere Zeit akten- oder kartei-
enmäßig erfaßt werden. 

Zu 3.  

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 4.  

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 5.  

Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren prüfen, ob und ggf. in welcher Form 
dem Anliegen des Bundesrates, engere Zeitgrenzen 
vorzusehen, entsprochen werden kann. Dabei wird 
außer den vom Bundesrat genannten Gesichtspunk-
ten folgendes zu berücksichtigen sein: 

Bei der Normierung von Zeitgrenzen für die einzel-
nen Altersgruppen hat sich der Gesetzgeber an den 
Gefahren zu orientieren, die in den Abendstunden 
von den betreffenden Gewerbebetrieben oder Ver-
anstaltungen ausgehen oder auf dem Heimweg ent-
stehen können. Er sollte vermeiden, daß elterliche 
Durchschnittsregeln zu allgemeinverbindlichem 
Recht umgeformt und daß das elterliche Erzie-
hungsrecht und die Entfaltungsfreiheit junger Men-
schen durch solche Regelungen mehr als nach der 
realen Gefahrenlage erforderlich eingeengt wer-
den. 

Die vorstehenden Ausführungen gelten für die Vor-
schläge des Bundesrates unter Nummer 8 und Num-
mer 12 entsprechend. 

Zu 6.  

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 7.  

Die Bundesregierung stimmt dem Bundesrat darin 
zu, daß auch die Gestattung des Verzehrs von Alko-
hol durch noch nicht 16 Jahre alte Minderjährige un-
tersagt werden sollte. Ob dies auch für Jugendliche 
in Begleitung ihrer Erziehungsberechtigten gelten 
sollte, sollte den parlamentarischen Beratungen vor-
behalten bleiben. 

Zu 8. 

Auf die Ausführungen zu 5. wird verwiesen. 

Zu 9.  

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Worte „der Förderung der kulturellen Jugendar-
beit" werden jedoch infolge dieser Änderung über-
flüssig und können gestrichen werden, da „kultu-
relle Jugendarbeit" nach dem in der Jugendhilfe ge-
bräuchlichen Begriffsinhalt ausschließlich von Trä-
gern der Jugendhilfe geleistet wird (vgl. auch Be-
gründung zu § 4 Abs. 2 des Entwurfs). 

Zu 10.  

Der Torschlag des Bundesrates, der inhaltlich be-
grüßt wird, setzt voraus, daß bis zum Abschluß des 
Gesetzgebungsverfahrens eine praktikable Durch-
führungsmöglichkeit gefunden wird. 

Zu 11.  

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die zuständige Behörde sollte durch das Landes-
recht bestimmt werden; im übrigen enthält der Vor-
schlag keine Bestimmung der zuständigen Behörde 
und erfüllt damit seinen Zweck nicht. 



Drucksache 9/1992 	Deutscher  Bundestag — 9. Wahlperiode 

Zu 12.  

Auf die Ausführungen zu 5. wird verwiesen. 

Zu 13.  

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun-
desrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prü-
fen. 

Zu 14.  

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bun-
desrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prü-
fen. 

Zu 15.  

Die Bundesregierung wird im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren prüfen, ob die vorgeschlagene Aus-
nahmeregelung erforderlich ist. Jedoch wird der 
Auffassung entgegengetreten, daß dieser Vorschlag 
die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes begrün-
det, da weder die zuständige Behörde bestimmt noch 
das Verwaltungsverfahren geregelt wird (vgl. auch 
oben zu 1.). 

Zu 16.  

Die Bundesregierung wird die erbetene Prüfung im 
weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens vor-
nehmen. 

Zu 17.  

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens prüfen, wie die Verbin-
dung des Jugendschutzes in der Öffentlichkeit zur 
Jugendhilfe in dem Gesetz verdeutlicht werden 
kann. Sie weist allerdings darauf hin, daß gerade der 
Bundesrat sonst gesetzlichen Regelungen, die eher 
Hinweischarakter zur Unterstreichung des pädago

-

gischen Gehalts als einen klaren Gesetzesbefehl 
enthalten, zurückhaltend gegenübersteht. 

Zu 18.  

Die Bundesregierung hält die vorgeschlagene Prü-
fung nicht für erforderlich. Neuer Vorschriften, die 
Auflagen über Phonbeschränkungen bei Tanzveran-
staltungen zulassen, bedarf es nicht, weil das gel-
tende Recht ausreichende Möglichkeiten bietet, die 
Gäste solcher Veransaltungen, das Personal und die 
Nachbarschaft vor Lärm zu schützen. Bei den in 
Frage kommenden Betrieben dürfte es sich in aller 
Regel um Diskotheken handeln, die Gaststätten im 
Sinne des Gaststättengesetzes sind. Nach § 5 Gast-
stättengesetz können jederzeit Auflagen zum 
Schutz der Gäste und der im Betrieb Beschäftigten 
gegen gesundheitliche Gefahren und zum Schutz ge-
gen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes und sonst gegen 
erhebliche Gefahren oder Belästigungen für die Be-
wohner des Betriebsgrundstücks oder der Nachbar-
grundstücke sowie der Allgemeinheit erteilt werden. 
Für die im Betrieb Beschäftigten gilt darüber hinaus 
§ 15 Abs. 1 Nr. 3 der Verordnung über Arbeitsstätten, 
der Höchstwerte für den Schallpegel in Arbeitsräu-
men festlegt. 

Soweit sich in der Vergangenheit Unzuträglichkei-
ten aus der Lärmentwicklung in Diskotheken erge-
ben haben, ist dies nicht darauf zurückzuführen, daß 
die bestehenden gesetzlichen Vorschriften unzurei-
chend gewesen wären, sondern darauf, daß sie nicht 
eingehalten wurden. 

Zu 19.  

Zu dem Vorschlag wird im weiteren Verlauf des Ge-
setzgebungsverfahrens Stellung genommen werden. 
Zuvor muß geprüft werden, ob die Frist bis zum 
1. Juli 1983 ausreicht, damit sich die Betroffenen auf 
die Neuregelungen einstellen können. 






